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Die öffentliche Auslegung fand in der Zeit vom 07.07.04 bis einschl. 09.08.04 statt. Von 
Bürgern wurden keine Anregungen vorgebracht. Mit Ausnahme des Landratsamtes 
Ebersberg und des Straßenbauamtes München brachten auch die beteiligten Träger 
öffentlicher Belange keine Anregungen vor.  
 
Landratsamt Ebersberg – Schreiben vom 05.08.2004  
 
Weder aus baufachlicher noch aus immissionsschutzfachlicher Sicht werden 
Anregungen vorgebracht.  
Aus naturschutzfachlicher Sicht sind folgende Anregungen vorgebracht worden:  
 
zu 1. und 2. 
Von der Unteren Naturschutzbehörde (UNB) wird mitgeteilt, dass die erforderlichen 
Grunddienstbarkeiten für die erforderliche Ausgleichsfläche bisher noch nicht beigebracht 
sind. Außerdem bestehe bisher noch keine Einigung über die ökologische Aufwertung der 
Ausgleichsfläche.  
 

Stellungnahme der Verwaltung: 
Mit Bescheid vom 19.01.2005 wurde nun die Ausgleichmaßnahme auf dem Grundstück 
FlNr. 1059, Gmkg. Nettelkofen im Bereich der Stadt Grafing, genehmigt. Der Plan über 
die Ausgleichsmaßnahme enthält die Größe der aufzuwertenden Fläche sowie die 
ökologischen Maßnahmen hierzu. Somit sind die mit Schreiben vom 05.08.04 
vorgetragenen Hinderungsgründe gegen das Inkrafttreten des Bebauungsplanes 
weggefallen.  

 
zu 3. 
Auf Grund des Ta-Beschlusses vom 27.05.04 wurde die straßenbegleitende Baum-
bepflanzung um 5 Bäume reduziert. Die UNB ist damit einverstanden, bittet jedoch dringend, 
die vorhandene Lücke zu Beginn des Verkehrskreisels noch um 2 Bäume zu ergänzen.  
 

Stellungnahme der Verwaltung: 
Im ursprünglichen Bebauungsplanentwurf i.d.F.v. 25.01.04 waren diese beiden Bäume 
enthalten. In der Stellungnahme des Straßenbauamtes vom 10.02.04 werden diese 
beiden geplanten Bäume unmittelbar am Kreisverkehr einvernehmlich mit der Unteren 
Straßenverkehrsbehörde im Landratsamt Ebersberg abgelehnt. Dies wurde auch beim 
Erörterungstermin am 19.02.04, der im Rahmen der Trägerbeteiligung stattfand, 
gefordert. Der TA hat in seiner Sitzung am 09.03.04 diese Forderung anerkannt und auf 
die Festsetzung der beiden Bäume verzichtet. Es ist zu erwarten, dass sowohl das 
Straßenbauamt als auch die Untere Straßenverkehrsbehörde im Landratsamt gegen eine 
evtl. erneute Festsetzung Einwände erheben werden.  
 
Auf Anfrage erklärte der Vorhabensträger, dass er die beiden Bäume auch ohne 
Festsetzung im Bebauungsplan pflanzen werde, wenn sich das Straßenbauamt und die 
Untere Straßenverkehrsbehörde im Landratsamt einerseits und die Untere Naturschutz-
behörde andererseits darüber einig würden, dass die Pflanzung der beiden Bäume 
verkehrstechnisch möglich sind.  

 
Einstimmig mit  9  :  0 Stimmen beschloss der Technische Ausschuss, die unter Nr. 1 und 2 
vorgetragenen Einwendungen der Unteren Naturschutzbehörde auf Grund der zwischen-
zeitlich genehmigten Ausgleichsfläche als erledigt zu betrachten.  
Der unter Nr. 3 vorgetragenen Anregung, die vorhandene Lücke zu Beginn des 
Verkehrskreisels noch um 2 Bäume zu ergänzen, wird im Hinblick auf die ablehnenden 
Stellungnahmen des Straßenbauamtes München und der Unteren Verkehrsbehörde im 
Landratsamt Ebersberg unter Hinweis auf den Beschluss vom 09.03.04 nicht gefolgt. 
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mit Hochstammwuchsform haben i.d.R. Kronendurchmesser von 6 -8 m. Land-
schaftsbild prägend ist eine mächtige Stieleiche auf Fl.Nr. 282 mit einem 
Kronendurchmesser von ca. 14 – 16 m und eine Rotbuche am Böschungsfuß des 
Grundstücks FlNr. 284 mit einem Kronendurchmesser von ca. 12 – 14 m.  
 
Eine Abweichung von der zuvor beschriebenen Geländecharakteristik ist auf dem 
Grundstück FlNr. 284 an der Abt-Häfele-Straße gegeben. Es weist mit Ausnahme der 
Dobelböschung im Osten mit ca. 3 % eine nur sehr geringe Geländeneigung auf und 
ist abgesehen vom Böschungsbewuchs bis auf einen Obstbaum zur Zeit nur noch mit 
Rasen bewachsen.  
 
Ein öffentlicher Fußweg durchzieht das Dobelgelände vom Malteserweg zur 
Augustinerstraße. Von diesem aus ist der Grünzug mit den oben beschriebenen 
Qualitäten wie eine Parklandschaft zu erleben.  
 

2. Ziele  
Vorrangiges Ziel bei der Aufstellung des Bebauungsplanes sollte die Sicherung 
dieser zuvor beschriebenen Erlebnisqualität sein. Dazu müssten aus landschafts-
planerischer Sicht folgende Voraussetzungen erfüllt sein:  
 
a) Sicherung der charakteristischen Geländeformen, d.h. Vermeidung der Bebauung 
einschl. deren Erschließung in Geländeneigungen, die steiler als 15% sind.  
 
b) Sicherung des Standraumes der zu erhaltenden Bäume insbesondere an den 
Grundstücksrändern und Böschungen, d.h. Vermeidung von Bebauung , baulichen 
Anlagen, Abgrabungen, Auffüllungen oder sonstigen Beeinträchtigungen im Bereich 
der Kronenprojektion zuzgl. einer ca. 3 m breiten überlebensrelevanten Feinwurzel-
zone.  
 
c) Sicherung der Obstwiesennutzung einschließlich deren nachhaltiger Pflege, wo 
erforderlich auch durch die Inanspruchnahme von Fördermitteln.  
 

3. Maßnahmen  
Aus den oben angeführten Erkenntnissen lässt sich folgende Empfehlung für das 
weitere Vorgehen ableiten:    
 
a) Nachdem der flachere südwestliche Teil des Grundstückes Fl.Nr. 284 aus 
grünordnerischer Sicht keine wertbestimmenden Merkmale mehr aufweist, sollte er 
bis auf einen 6 m breiten Streifen ab Böschungsschulter der östlich anschließenden 
Dobelflanke aus dem Umgriff des Bebauungsplanes Nr. 164 herausgelöst werden. 
  
Er könnte unter Beachtung sonstiger baurechtlicher Gesichtspunkte einer Bebauung 
nach § 34 BauGB zugeführt werden.  
 
b) Da der südwestliche Teil des Grundstückes Fl.Nr. 276/2 eine Geländeneigung 
aufweist, die flacher ist als 13,5 % und einen Grundstückszuschnitt hat, der eine 
vertretbare Bebauung zulässt, könnte mit zielorientierten Einschränkungen und 
Auflagen eine sich sensibel ins Gelände einfügende Bebauung nach § 34 BauGB 
auch aus grünordnerischer Sicht vertretbar erscheinen.  
 
Bedingungen wären z.B. die Einhaltung eines 6 m breiten eingriffsfreien Streifens 
westlich der baumbestandenen östlichen Grundstücksgrenze und der Nachweis für 
ausreichende Ersatzpflanzungen.  
 
Die nördliche Grenze der Bebaubarkeit läge dabei in der östlichen Verlängerung der 
südlichen Grundstücksgrenze des Flurstückes Nr. 276. Der somit beschriebene 
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Grundstücksteil könnte aus dem Umgriff des Bebauungsplanes herausgelöst und wie 
bei Punkt 3 a) aufgeführt einer Bebauung nach § 34 BauGB zugeführt werden.  
 
c) Alle übrigen Flächen des Grünzuges „Malteserweg – Weinleite“ sollten als 
Ergebnis des verbindlichen Bauleitverfahrens als private oder – entlang des 
öffentlichen Fußweges – als öffentliche Grünfläche mit entsprechenden 
Festsetzungen zur Umsetzung des in Punkt 2 beschriebenen Ziele baurechtlich 
gesichert werden.  
 
Dabei sollten auch zum Erhalt des wertbestimmenden Baumbestandes an den 
Grundstücksgrenzen ca: 6 m breite Grundstücksteile bei den Nachbargrundstücken 
in den Geltungsbereich des Bebauungsplanes mit einbezogen werden.  

  
Mit Schreiben vom 10.02.2005 nahm auch der Planungsverband Äußerer Wirtschaftsraum 
München Stellung und bestätigte die Ergebnisse des Landschaftsplanungsbüros Öko-Plan 
hinsichtlich der für eine Bebauung geeigneten Flächen. Er empfiehlt weiter, sich auf die 
Festsetzung der Grünfläche zu beschränken und die verbleibenden Flächen im Rahmen des 
§ 34 BauGB bebauen zu lassen.  
 
Bei der anschließenden Beratung wurde darauf hingewiesen, dass es noch nicht klar sei, ob 
diese Flächen nach 34 § BauGB bebaut werden können. Die Entscheidung liege beim 
Landratsamt. Für den Fall, dass diese nach § 35 BauGB beurteilt würden, könnte die Stadt 
auch für diese Flächen ein Bebauungsplanverfahren z.B. mit dem Ziel einer maßvollen 
Bebauung einleiten. Der Stadt bleibt die Aufstellung eines Bebauungsplans für diese nach 
Einschätzung des Landschaftsplanes und des Planungsverband bebaubaren Flächen 
unbenommen, einen Bebauungsplan aufzustellen und gegebenenfalls eine Veränderungs-
sperre zu erlassen. 
 
Der Technische Ausschuss wurde über das Schreiben des Herrn Wolfgang Müller-Werther 
informiert, der das Grundstück FlNr. 276/2 Gmkg. Ebersberg an der Benediktinerstraße etwa 
in der Verlängerung der Südgrenze des Grundstückes FlNr. 276 (Pauker) teilen und den 
nördlichen Teil bebauen möchte. Die Zufahrt sollte an der Ostseite des Grundstückes 
erfolgen.  
 
Einstimmig mit  9  :  0  Stimmen beschloss der Technische Ausschuss einen Bebauungsplan 
in der vom Landschaftsplaner vorgeschlagenen Abgrenzung mit dem Ziel der Festsetzung 
einer privaten Grünfläche aufzustellen. Der Bebauungsplan soll die charakteristischen 
Geländeformen sichern und eine Bebauung einschl. der Erschließungsanlagen in 
Geländeneigungen, die steiler als 15 % sind, verhindern. Außerdem soll damit der Stand-
raum der zu erhaltenden Bäume insbesondere an den Grundstücksrändern und Böschungen 
gesichert werden. Dazu ist es notwendig, eine Bebauung, Abgrabungen, Auffüllungen oder 
sonstige Beeinträchtigungen im Bereich der Kronenprojektion zzgl. einer ca. 3 m breiten 
überlebensrelevanten Feinwurzelzone zu verhindern.  
Der Bebauungsplan soll auch die Obstwiesennutzung einschl. deren nachhaltiger Pflege 
sichern. Der bereits vorhandene und gewidmete Fußweg zwischen der Augustinerstraße und 
dem Malteserweg soll in seiner bisherigen natürlichen Form erhalten bleiben.  
Der von Herrn Müller-Werther geplanten Bebauung des nördlichen Grundstücksteils mit 
einer Zufahrt entlang der Ostseite des Grundstückes kann aus den vom Landschaftplaner 
schlüssig dargestellten Gründen nicht gefolgt werden. 
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Befreiung erteilt werden. Durch die Schräganordnung der Stellplätze verbleibt ein 
durchgängiger Streifen von 1,00 m, außerdem wird im angrenzenden westlichen Grundstück 
ein Grünstreifen von 5,00 m realisiert. 
Mit der Unteren Naturschutzbehörde (UNB) wurde ein Vorgespräch geführt. Bei 
entsprechendem Ausgleich nach Vorgabe der UNB steht dem Vorhaben, laut Aussage Herrn 
Finster nichts entgegen. Die Verwaltung empfiehlt die Befreiung und das Einvernehmen zu 
erteilen, unter Vorbehalt, dass nach Vorgabe der UNB ein entsprechender Ausgleich 
erbracht wird und mit der Stadt Ebersberg diesbezüglich ein Vertrag geschlossen wird. 
 
Einstimmig mit   9 : 0  Stimmen stimmte der Technische Ausschuss der Befreiung zu und 
erteilte das Einvernehmen, unter dem Vorbehalt, dass nach Vorgabe der UNB ein 
entsprechender Ausgleich erbracht wird und mit der Stadt Ebersberg diesbezüglich ein 
Vertrag geschlossen wird. 
 
 
Es folgt ein nicht öffentlicher Teil 
 
Beginn der öffentlichen Sitzung 19.35 Uhr 
Ende der öffentlichen Sitzung 20.40 Uhr 
 
 
Ebersberg, den 
 
 
 
 
W. Brilmayer        Deierling (TOP 5, 6) 
 
 
 
 
 
         Fischer (TOP 1 – 4, 7 – 8b) 
Sitzungsleiter        Schriftführer/in 
 
 




